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Scheidung über die strafrechtliche Verantwortlichkeit des An­
geklagten, für die seine Persönlichkeit festzustellen ist, be­
trifft zwei deutlich auseinanderzuhaltende Ebenen:

1. die Entscheidung über das Vorliegen oder Bestehen 
strafrechtlicher Verantwortlichkeit und

2. die Entscheidung über die konkrete Maßnahme der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit.

Das Vorliegen oder Bestehen strafrechtlicher Verantwort­
lichkeit wird im gerichtlichen Schuldausspruch tenoriert. Für 
diese ist der gesetzliche Tatbestand bzw. die betreffende 
Strafrechtsnorm, die sich aus den Vorschriften des Besonderen 
und des Allgemeinen Teils des StGB ergibt, die rechtlich 
verbindliche Vorgabe.3 4 Sie bestimmt insbesondere, welche 
tatsächlichen objektiven und subjektiven Umstände zweifels­
frei'5 (Art. 99 Abs. 2 Verf. und Art. 4 Abs. 5 StGB) nachgewie­
sen sein müssen (z. B. lebensgefährliche Gesundheitsschädi­
gung oder Zueignungsabsicht).

Kann das Vorliegen auch nur eines der vom materiellen 
Strafrecht als Voraussetzung für die strafrechtliche Verant­
wortlichkeit geforderten tatsächlichen objektiven oder sub­
jektiven Umstands nicht zweifelsfrei nachgewiesen werden, so 
ist der Angeklagte gemäß dem Grundsatz „in dubio pro reo“ 
von der dahingehenden Anklage freizusprechen (bzw. ist 
schon zuvor das Verfahren gemäß § 141 Abs. 1 Ziff. 1 StPO 
oder § 148 Abs. 1 Ziff. 1 StPO einzustellen oder die Eröffnung 
des Hauptverfahrens gemäß § 192 Abs. 1 StPO abzulehnen).

Hinsichtlich dieser Ebene der Entscheidung über die straf­
rechtliche Verantwortlichkeit gibt das (materielle) Strafrecht 
für die jeweilige Deliktsart durch die Merkmale des .gesetz­
lichen Tatbestands bzw. der betreffenden Strafrechtsnorm im 
wesentlichen eine klare Bestimmung des Gegenstands bzw. 
Umfangs der notwendigen Beweisführung. Allerdings bringt 
der Nachweis der subjektiven Voraussetzungen der Tatbe­
standsmäßigkeit der betreffenden Handlung5 in den Schuld­
formen der §§ 6, 7 und 8 StGB spezifische Probleme, denn 
subjektive, innere Umstände (Tatsachen) sind direkter Er­
kenntnis nicht zugänglich. Sie müssen aus ihren entsprechen­
den Entäußerungen (Objektivierungen) erschlossen werden.6

Diese Entäußerungen gehören folglich zum Gegenstand der 
Beweisführung; auch sie unterliegen den Grundsätzen der Be­
weisführung. Solche Entäußerungen relevanter „innerer' Tat- 
umstäride“ — wie sie in §§ 6, 7 und 8 StGB erfaßt sind — kön­
nen verbale Äußerungen des Täters (z. B. vor der Tat zu Drit­
ten oder nach der Tat in der Beschuldigtenvernehmung) sein, 
die jedoch hinsichtlich ihres Wahrheitsgehalts wie alle ande­
ren Aussagen der kritischen Überprüfung bedürfen.7 8 Jeden­
falls ist eine verbale Äußerung des Täters über die eigenen 
Vorstellungen vom inneren Handlungsverlauf noch kein Be­
weis für das tatsächliche Vorliegen.

Nicht selten kann von dem Verhalten des Täters aussage­
kräftiger und eindeutiger auf subjektive Tatumstände ge­
schlossen werden (z. B. bestimmte, das kriminelle Handeln 
vorbereitende oder absichernde Aktivitäten oder auch vorbe­
reitete Maßnahmen zur Verwischung von Spuren oder zur Si­
cherung des Absatzes gestohlener Gegenstände). Ähnlich wie 
beim indirekten Beweis muß aus nachgewiesenen äußeren 
Umständen im nachhinein auf das Vorliegen relevanter in­
nerer Tatumstände zum Zeitpunkt der Tatentscheidung in 
einem logisch einwandfreien, lückenlosen deduktiven Er­
kenntnisvorgang zweifelsfrei geschlossen werden. Eine andere 
Möglichkeit, di h. das Vorliegen einer anderen Konstellation 
subjektiver Umstände i. S. der §§ 6, 7 und 8 StGB, muß abso­
lut ausgeschlossen sein. Wo andere innere Umstände oder 
Vorgänge als die ursprünglich angenommenen nicht völlig 
ausgeschlossen werden können, wo insoweit also Zweifel 
offen bleiben,‘ist r- ,sin dubio pro reo“ — von den objektiv 
möglichen Variantep subjektiver innerer Umstände auszuge­
hen und'die für den Angeklagten günstigste Variante zu­
grunde zu legen (z. B. § 7 StGB statt § 6 StGB oder Fehlen von 
Schuld statt § 8 Abs. 2 StGB). Es kommt nicht darauf an, was 
der Untersuchungsführer, Staatsanwalt oder Richter an inne­
ren Tatumständen persönlich für gegeben ansieht, was ihm 
(subjektiv) von der Logik des Tatgeschehens oder der eines 
„normalen Durchschnittsbürgers“ her verständlich erscheint. 
Zu beweisen ist vielmehr, was sich tatsächlich im Kopf des 
Täters zum Zeitpunkt der Tatentscheidung abgespielt hat.

Umstände, die der Entscheidung über das Strafmaß 
zugrunde liegen

Gegenstand und Umfang der Beweisführung hinsichtlich der 
Umstände, die das Vorliegen strafrechtlicher Verantwortlich­
keit begründen, können materiell-strafrechtlich als im we­
sentlichen klar bestimmt angesehen werden. Dagegen erwei­
sen sich Beweisgegenstand und -umfang hinsichtlich der Um­
stände, die die Entscheidung über die konkrete Maßnahme 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit, über das konkrete 
Strafmaß betreffen, als weit komplizierter und keineswegs 
hinreichend geklärt.

In den §§ 22, 23. 101 und 222 StPO wird leider nicht unter­
schieden zwischen Tatumständen, die die strafrechtliche Ver­
antwortlichkeit begründen (§ 61 Abs. 3 StGB), und solchen, die 
auf ihre Graduierung Einfluß haben.3 Außerdem stimmen die 
in §§ 101 und 222 StPO genannten Umstände nicht völlig mit 
den Vorgaben des materiellen Strafrechts in §§ 61 Abs. 2 und 5 
Abs. 2 StGB überein. Das Gericht hat aber seine Entscheidung 
über das Strafmaß auf der Grundlage des materiellen Straf­
rechts zu treffen. Folglich sind die vom Strafrecht geforderten 
tatsächlichen Umstände durch entsprechende Beweisführung 
zuverlässig aufzuklären und festzustellen.

Gegenstand und Umfang der Beweisführung müssen daher 
vom materiellen Strafrecht her bestimmt werden. Dafür ste­
hen uns hinsichtlich des Grades der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit im wesentlichen jedoch nur die allgemeinen Vor­
schriften der §§ 61 Abs. 2 und 5 Abs. 2 StGB sowie einige 
Hinweise z. B. der §§ 30, 36, 39 StGB zur Verfügung. Die größte 
Schwierigkeit zeigt sich beim Gegenstand und Umfang der 
Beweisführung zur Persönlichkeit des Angeklagten.

Zu den tatrelevanten Umständen, die auf die Beurteilung 
des Grades der strafrechtlichen Verantwortlichkeit Einfluß 
haben, gehören zunächst diejenigen materiellen und ideellen 
Folgen der Tat, die nicht bereits vom Straftatbestand erfaßt 
sind (§61 Abs. 3 StGB). Dem Täter sind nur solche unmittel­
baren Tatfolgen zuzurechnen, die er bei vorsätzlichen Delik­
ten tatsächlich vorausgesehen hat oder die er bei Fahrlässig­
keitsdelikten hätte voraussehen können.9 10 Insoweit ist also das 
Ausmaß dieser Folgen (in der für die Strafmaßentscheidung 
erforderlichen Genauigkeit), ihr Kausalzusammenhang zur 
Tat und die beim Täter zur Zeit des Tatentschlusses tatsäch­
lich vorhanden gewesene Voraussicht bzw. bei Fahrlässig- 
keitsdelikten die ihm zu diesem Zeitpunkt auch subjektiv 
mögliche und zumutbare Voraussehbarkeit dieser Folgen (§§ 5 
Abs. 1, 10 StGB) zu beweisen. Ähnlich ist die Art und Weise 
der Tatbegehung zu belegen.

Art und Schwere der Tatschuld10 gemäß § 61 Abs. 2 StGB

3 Vgl. Strafrecht, Lehrbuch, Allgemeiner Teil, Berlin 1978, S. 127 ff.; 
ähnlich Strafverfahrensrecht, Lehrbuch, a. a. O., S. 126.

4 Diese Aussage ln Art. 99 Abs. 2 Verf. und Art. 4 Abs. 5 StGB wird 
rechtspolitisch für identisch gehalten mit der in § 8 StPO enthal­
tenen Forderung, die Wahrheit festzustellen. Auf die erkenntnis­
theoretisch unterschiedliche Formulierung kann hier nicht näher 
eingegangen werden. Auch bestimmte Subjekteigenschaften (nicht 
„Persönlichkeitsmerkmale“, wie J. Amold/R. Schröder schreiben), 
die Tatbestandsvoraussetzungen darstellen, sind ebenso zu be­
weisen.

. 5 Diese subjektiven Voraussetzungen sind allerdings trotz des engen 
Zusammenhangs zur Persönlichkeit des Täters keine Persönlich­
keitsumstände (wie aus dem Beitrag J. Amold/R. Schröder ent­
nommen werden kann), sondern subjektive Umstände der Tat.

6 Dabei sind an den Beweis der subjektiven, inneren Tatumstände 
die gleichen Anforderungen hinsichtlich Zweifelsfreiheit bzw. 
Wahrheit zu stellen wie an den Beweis objektiver Tatumstände.

7 Der Täter kann sich sowohl vor der Tat oder auch danach zum
Zwecke der Irreführung bewußt falsch geäußert haben; es kann 
aber auch sein, daß er die psychischen Vorgänge zur Tatzeit später 
nicht mehr oder nicht mehr zutreffend zu äußern vermag; es kann 
auch sein, daß er später diese inneren Vorgänge fehlerhaft wieder­
gibt. . ..

8 Auf diesen Mangel hat I. Buchholz, a. a. O., bereits hingewiesen. 
Auch das Strafverfahrensrechtslehrbuch (a. a. O., S. 126) versäumt, 
diesen Unterschied deutlich zu machen; ebenso R. Herrmann in: 
Grundfragen der Beweisführung im Ermittlungsverfahren, Berlin 
1986, S. 41 ff.

9 Ähnlich Strafrecht, Lehrbuch, Allgemeiner Teil, a. a. O., S. 441; vgl. 
auch S. 331 f.; im StG3-Kommentar. S. 205, wird zum § 61 StGB 
versäumt, darauf hinzuweisen, daß Tatfolgen dem Täter nur inso­
weit zuzurechnen sind, als er sie verschuldet hat. Der Grund­
gedanke des i 11 StGB verdient insoweit entsprechende Beachtung.

10 Vgl. Strafrecht, Lehrbuch, Allgemeiner Teil, a. a. O., S. 329 ff. 
(insbes. die methodischen Grundsätze zur Bestimmung der Schwere 
der Schuld auf S. 331 ff.). Da objektive Tatumstände von der Schuld 
umfaßt sein müssen und die Tat auch die Schuld einschließt, 
sind die Begriffe „Tatschwere“ und „Schuldschwere“ substan­
tiell identisch.


